
 

 

 

 

 

 

Presseschau  

zur Abstimmung über den Austritt des Kantons 

Schwyz aus der Kulturlastenvereinbarung  

 

 

 

 

Die nachfolgende Dokumentation enthält eine Auswahl wichtiger Artikel aus der Luzerner 

Zeitung, der Neue Zürcher Zeitung und dem Bote der Urschweiz. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Stans, 27. September 2017  

 



 

 



 



Schwyz kündigt die Kulturlastenvereinbarung I Schweiz I Bote der Urschweiz

Botc T

Page I of I

Bole d€r Ursch\\€iz OnliDe. 
"4. 

Septenìber 2017, r3:3r

Schwyz kü ndigt d ie Ku ltu rlastenverei nbaru ng

US-Singer-Songwriter Randy Newman bei einem Auftritt im KKL Luzern: Diese und weitere Kultudnstitutionen unterstützt der Kanton Schwlz künftig

nicht mehr aus seinem Staatshaushalt. (Archivbild) (KEÍSTONE/SIGI TISCHLER)

KANTONALE ABSTIMMUNG SZ . Der Kanton Schwyz kündigt die Kulturlastenvereinbarung mit
Luzern und Zürich. Die jåhrlichen Zahlungen an Kultureinrichtungen bleiben aber erhalten -
sie sollen nach dem Willen des Stimmvolks ab 2021 aber neu dem kantonalen Lotteriefonds
entnommen werden.

Die Stimmberechtigten haben am Sonntag den .q.ustritt aus der Kultu¡lastenvereinbarung mit einem Ja-Stimmenanteil von knapp S6 Prcze\I(26'926 Ja

zu 21'25B Nein) angenommen. Die Stimmbeteiligung betrug 47 Prozent. Nächster möglicher Kündigungstermin ist Ende 2021.

Bislang steuerte Schwyzjährlich Beiträge von rund r,8 Millionen Franken an die grossen Kulturhãuse¡ in den Kantonen Zürich (Opernhaus,

Schauspielhaus und Tonhalle) und Luzern (Kultur- und Kongtesszentrum Luzern, Luzerner Theater, Luzerner Sinfonieorchester) bei. Das soll auch

künftig so bleiben, jedoch kann mit dem Votum des Stimmvolkes das Geld fortan statt aus dem ordentlichen Staatshaushalt neu aus Mitteln des

Lotteriefonds entnommen werden.

Weil Geld aus dem Lotteriefonds nicht zur Erftillung öffentlich-rechtlicher gesetzlicher Verpflichtungen der Kantone ve¡wendet werden darf, muss zuerst

die Kulturlastenvereinbarung gekündigt werden. Gegner der Vorlage hatten bemängelt, dass dem Lotteriefonds künftig rund ein Fünftel seines Budgets

fehlen würde.

Die Mehrheit der Stimmberechtigten sah in der Kündigung aber den geeigneten Schritt, um den Staatshaushalt zu entlasten. Die BefüMorter hatten

zudem argumentiert, andere Kantone würden ebenfalls freiwillig Beiträge an den Kulturlastenausgleich entrichten, namentlich Ob- und Nidwalden, die

der zoro in Kraft getretenen Vereinbarung nicht beitraten. Neben Schwyz, Luzern und Zürich gehören auch Zug, Uri und der Aargau dazu, wobei die

Vereinbarung in letzterem Kanton jüngst ebenfalls ftir politische Diskussionen sorgte.

Mietzuschüsse einste¡len
Ums Sparen ging es auch in der meiten Abstimmungsrrcrlage im Kanton Schwy¿. Die Stimmberechtigten hoben mit einem Ja-Stimmenanteil von über

5ó Prozent (zó'659 Ja zu zo'654 Nein) das Gesetz über die Wohnbau- und Eigentumsförderung auf. Dieses hatte Betagten, Invaliden, Pflegebedürftigen,

Pflegepersonal und Personen in Ausbildung nicht rückzahlbare, kantonale Mietzinszuschüsse gewährt, wenn sie in vom Bund subventioniertem

l4rohnraum leben.

Die Vorlage bemeckte im Wesentlichen, den Kantonshaushalt um rund t3o'ooo Franken zu entlasten. Gegner hatten kdtisiert, dass man den

Schwächsten der Gesellschaft noch vor Ablaufder versprochenen Dauer zugesicherte Beiträge wieder entziehe. 1SDl)

Diesen Artikel finden Sie auf Bote der Urschweiz Online unter:

http://www. bote.ch/nachrichten/schweiz/schwyz-kuendigt-die-kulturlastenverein ba rung;art464 47 ,1040937

\
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Schwyzer leisten nur noch freiwillige Kulturbeiträge

Das Orchestra Filarmonica Italiana Piacenza konzertiert mit ryei Chören im KKI-. (P¿us Amrein (Luærn, t8. März zotT))

ABSTIMMUNG . Der Kanton willweiterhin 1,8 Millionen an den interkantonalen
Kulturlastenausgleich zahlen - das Geld wird aber einem anderen Topf entnommen. Die
Beitragshöhe könnte künftig ffir Diskussionen sorgen.

Jürg Auf der Maur
J.AUFDERMAUR@BOTE.CH

Ab 2022wird der Kanton Schwyz die Beiträge an den Kulturlastenausgleich nicht mehr aus Steuergeldern bezahlen. Von da an

werden die 1,8 Millionen Franken dem Lotteriefonds entnommen - auf freiwilliger Basis. Dies haben die Stimmbürgergestern
mit26 926 Ja- gegenùber 21 258 Ne¡n-Stimmen entschieden. Bei einer Stimmbeteil¡gung von 47,1 Prozent sagten 55,9 Prozent

Ja zur Vorlage. (lch hätte das Resultat weniger deutlich erwartet>, sagt der für die Kultur zuständige Regierungsrat Michael

srähli (cvP).

Zum Konkordat über den Ku¡turlastenausgleich gehören derzeit die Kantone Luzern,Zug, Schwyz, Uri, Zürich und Aargau.

Obwalden und Nidwalden leisten Beiträge, sind der Vereinbarung aber nicht beigetreten. Unterstützt werden sechs

lnstitutionen: ln Zürich profit¡eren das Opernhaus, das Schauspielhaus sowre die Tonhalle; in Luzern das KKL, das Luzerner

Theater und das Luzerner Sinfonieorchester.

Wenig erstaunt über das Resultat - im Gegensatz zu Stähli - zeigte sich gestern der Luzerner Bildungsdirektor Reto Wyss

(CVP). Dennoch sagte er: <Wìr bedauern den Entscheid sehr, da aus unserer Sicht eine verbindliche Zusicherung der Mittel
wünschenswert gewesen wäre. W¡r sind jedoch froh um das Bekenntnis der Schwyzer Regierung, die Finanzierung auch

weiterhin in gleicher Höhe bereitstellen zu wollen.> Der interkantonale Kulturlastenausgleich sei für Luzern wie auch fur
Zürich <zentral, um weiterhin ein breites Kulturprogramm anbieten zu können>.

SVP und FDP als Abstimmungssieger

Die iingste, Schwyz könnte in naher Zukunft Ernst mâchen und auch aus dem Lotteriefonds keine Beiträge mehr an den Kulturlastenausgleich

entrichten, hält FDP-Parteipräsidentin Marlene Müller für <übertrieben,'. Doch man müsse sich solcher Sorgen annehmen und ein Auge darauf richten,

dass es nicht so weit komme. Müller: <Ich will keinen Abban bei der Kultur.>

Müller von der FDP wie auch SVP-Präsident Roland Lutz gehören zu den Abstimmungssiegern. Lutz sprach von einem <guten Entscheid>. Dass nun die

erste Stufe ausgelöst werde, nachdem im Kantonsrat von der S\? die Zahlungen bereits generell in Frage gestellt mrden, weist er zurück. "Es 
gibt diese

Stimmen. Aus meiner Sicht stellt sich eher die Frage der Höhe. Nicht die Zahlungen an sich, sondern die Beitragshöhe könnte wohl dereinst zum

Diskussionsthema werden. r'

Nur gerade in mei der insgesamt 3o Gemeinden - in Schwlz und in Innerthal - mrde die Vo¡lâge abgelehnt. Auffallend ist, dass in der Steueroase

Ausserschwlz - doft, wo prozentual wohl die meisten Schw¡zer Opernhaus-Besucher leben - der Anteiljener am höchsten ist, die für den Ausgleich

nicht meh¡ aufSteuergeld, sondern aufden Lotteriefonds zurückgreifen wollen. Der Ja-Wert in den Höfen erreicht mit 62,4 Prozent den grössten Ja-

.{nteil. In Schwyz (Sg,o Prozent), Gersau (S4,s) oder Küssnacht (Só,9) l¿illt die Zustinmung deutlich schwäche¡ aus.

Mitarbeit: Ismail Osman

htç://www.bote.chlnachrichterì/schwyz/schwyzlschwyzer-sagen-ja-rum-austritt-aus-d... 27 .09.2017
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Von Seil mitgeschleift
Ein ungewöhnlicher Unfall ereigne-
te sich in Pfäffikon. 32

Chlosterchilbi ein Hit
Der Floh- und Kreativmarkt
wirkte als Publikumsmagnet. 9

Kleine Modelle ganz gross
In der Seebner Badi war eine grosse
Show der Modelle angesagt. 9
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Sport 16–24
Wohin man geht 31
Letzte Seite 32

Radio sendete live
vonHess-Jubiläum

Küssnacht Der Küssnachter Beat
Tschümperlin moderierte eine Live-
sendungauf der SRFMusikwelle, die
zumAnlassdes50-Jahr-Jubiläumsder
Ländlerformationen Gebrüder Hess
undHessBuebevonderSeebodenalp
ausgestrahltwurde. Saal undRestau-
rant imHotelSeebodenalpwarenvoll.
Die Stimmungwargenial. (chrj) 11

SchwyzerMarsch
im Jazz-Gewand

Schwyz DieSwissArmyBigBand ist
eine der fünf hochklassigen Forma-
tionen des Schweizer Armeespiels.
AmSamstagwardie SwissArmyBig
Band im MythenForum Schwyz zu
Gast undbot einmitreissendes Jazz-
konzert. Die Leitung hat seit Januar
2015 der Ausserschwyzer Gastdiri-
gent Edgar Schmid. (red) 7

Die Swiss Army Big Band imMythen-
Forum in Schwyz. Bild: Bert Schnüriger

Schwyzer Mietverträge
Zeitung I Newsletter
Rechtsauskunft
Vergünstigungen etc.

Hauseigentümerverband
Tel. 041 811 56 77 I hev-sz.ch

11‘000 Mitglieder

JetztwirdAnnullierunggefordert
Kulturlastenausgleich Amknappen Ja zur Abschaffung des Kulturlastenausgleichs sei das einseitige
Abstimmungsbüchlein schuld. CVP und SP beharren auf einer Annullierung des gestrigenUrnengangs.

Jürg Auf derMaur

Ab 2022 wird der Kanton Schwyz den
Kulturlastenausgleich nicht mehr aus
Steuergeldern bezahlen. Ab dann wer-
den die rund 1,8Mio. Franken demLot-
teriefonds entnommen. Bei einer
Stimmbeteiligung von 47,1 Prozent ha-
ben rund 56 Prozent der regierungsrät-
lichen Vorlage zugestimmt. 26 926 Ja
standen 21 258Nein gegenüber.

Kritikan«völlig einseitigem
Abstimmungsbüchlein»

Damit geht ein Abstimmungskampf zu
Ende, der in den Augen vieler als äus-
serst flau wahrgenommen wurde. «Ich
habedieGegner präsenterwahrgenom-
men», sagt allerdings der für die Kultur
zuständigeRegierungsratMichael Stäh-
li. Er habe deshalb mit einem «nicht so
deutlichenResultat gerechnet».

Ganz anders wird das Ergebnis auf
der Verliererseite wahrgenommen. Mit
einemJa-Anteil vonnicht einmal 56Pro-
zent sei dieses äusserst knapp ausgefal-
len, erklärenSP-PräsidentAndreasMar-
tyundCVP-PräsidentBrunoBeeler glei-

chermassen. Schuld sei das «völlig
einseitigeAbstimmungsbüchlein». Jetzt
sei dasVerwaltungsgericht gefragt. Bee-
ler: «Die Abstimmungmuss wiederholt
werden, und das Gericht muss der Re-
gierung sagen, was sie zu tun hat.» 3

Beharrt auf seiner Beschwerde: Bruno
Beeler. Bild: Jürg Auf der Maur

Kommentar

GerichtmussStellungbeziehen
Es ist fürdenKantonSchwyzeine
ganz spezielleAbstimmung, die
gestern ihren vorläufigenAbschluss
fand. Da ist zum einen der Abstim-
mungskampf, der von denmeisten
doch eher als lahmwahrgenommen
wurde. Die Kulturschaffenden und ihre
Verbände taten sich schwer, sich
öffentlich zu positionieren und für ihre
Anliegen zu kämpfen. Die Furcht,
selber nichtmehr in die Kränze zu
kommen, wennGeld verteilt wird, war
bei verschiedenenKantonalverbänden
geradezu spürbar.

Aussergewöhnlich ist, dassmit dem
Urnengang die Abstimmung nicht zu
Ende ist, sondern jetzt auf der juristi-
schen Ebene erst recht losgeht. Dass die
Beschwerdeführer aus SP undCVP auf
einer Annullierung beharren und einen
Gerichtsentscheid zumAbstimmungs-

büchlein verlangen, ist aus ihrer Sicht
verständlich und nachvollziehbar.

EineandereFrage ist, ob eine Abstim-
mungswiederholung von den Stimm-
bürgern goutiert würde. Das Vorgehen
könnte auch kontraproduktiv sein und
für dieGegner zumBumerangwerden,
indemviele erst recht Ja sagen. Damit
soll das Verwaltungsgericht aber nicht
aus der Pflicht genommenwerden. Es
muss nun klar sagen, was ins Abstim-
mungsbüchlein gehört undwas nicht.

Jürg Auf derMaur,
Chefredaktor

Eishockey Der EHCSeewen hat zumMeisterschafts-
start gegenBrandis einen Fehlstart hingelegt. Seewen
verlor 2:6 zu Hause. Im Bild Seewens Nino Marzan
(links) und Brandis’ Marco Blaser. 23 Bild: Erhard Gick

Seewenmit zuwenigEmotionen

Bittere Enttäuschung
für Union und SPD

Berlin Bei den gestrigen Bundestags-
wahlen haben Union und SPD drama-
tisch an Wählern verloren. Ihre grosse
Koalition ist amEnde. SPD-Kanzlerkan-
didatMartinSchulzwill trotzdemPartei-
chef bleiben. Besorgt ist er vor allem
überdas starkeAbschneidenderRechts-
populisten.

AngelaMerkeldürfte künftigmitder
FDP und den Grünen regieren. Dritt-
stärkste Kraft in Deutschland sind neu
die Rechtspopulisten von der AfD. Sie
ziehenmit 13,5Prozent triumphal inden
Bundestag ein. (red) 28, 29

62,2 Prozent der
Schwyzer sagten Nein

Altersreform Die Reform der Altersvor-
sorge ist überraschend deutlich geschei-
tert. 52,7Prozentha-
ben Nein gesagt zur
Gesetzesvorlage.
Die Verfassungsän-
derung, die für die
ErhöhungderMehr-
wertsteuernötigwar,
scheiterte knappmit
50,1 Prozent. Auchdas Ständemehr kam
nicht zustande.

Für eine Reform der Altersvorsorge
hätten beide Vorlagen angenommen
werden müssen. Nun aber sagten
1 320800 Stimmberechtigte Nein zur
Gesetzesänderung, 1 186 100stimmten
ihr zu.DieVerfassungsänderung lehnten
1 257000 Stimmberechtigte ab,
1 254600nahmen sie an.

Auch das Ständemehr verfehlte die
Verfassungsänderungklar.Dafürwären
zwölf Standesstimmen nötig. Doch elf
Kantone und fünf Halbkantone sagten
Nein. Mit 62,7 Prozent Nein lehnte der
Kanton Appenzell Innerrhoden diese
Vorlage am deutlichsten ab. Schwyz
stimmte mit 62,2 Prozent gegen die
Mehrwertsteuererhöhung, Glarus mit
61,4 Prozent.

Bersetbleibt trotzNiederlage
motiviert

Einig sind sich alle, dass Reformbedarf
besteht. Die Aufgabe bleibt Bundesrat
AlainBerset (Bild) vorbehalten, der sich
imVorfeld stark für ein Ja engagierte. Er
bleibevollmotiviert, erklärteBerset ges-
tern vor denMedien. (sda) 5, 25/26

DritterWM-Titel
in Serie

Rad Peter Sagan hat Historisches ge-
schafft: Der Slowake hat das Strassen-
rennenanderWMinNorwegengewon-
nen. Damit hat Sagan als erster Fahrer
überhaupt zumdrittenMal inFolgeWM-
Gold geholt. Er gewann nach 267,5 km
im Sprint des Feldes vor demEinheimi-
schenAlexanderKristoff.Bester Schwei-
zer war Michael Albasini auf dem sieb-
ten Rang. (sda) 24

Der überragende Peter Sagan gewann
wieder Gold. Bild: Keystone
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Das stärkste Ja kommt ausgerechnet
aus der Schwyzer Steueroase

Kulturlastenausgleich Mit einem Ja-Anteil von über 62 Prozent sagt der BezirkHöfe amdeutlichsten, die auswärtige
Kultur nur noch aus demLotteriefonds zu bezahlen. Nur zwei Gemeinden lehnten die Vorlage ab.

Jürg Auf derMaur

So strahlen Sieger: Sowohl SVP-Präsi-
dent Roland Lutz wie seiner Schwyzer
FDP-Amtskollegin Marlene Müller ist
die Freude über das gelungene Abstim-
mungswochenendedeutlichanzusehen.
«Es war sehr knapp, aber grundsätzlich
entsprichtdasResultatdem,was imVor-
feld auf der Strasse zu hören war», sagt
MarleneMüller.

DieÄngste jedoch, Schwyzkönnte in
naher Zukunft Ernst machen und den
Kulturlastenausgleich auch nicht mehr
aus dem Lotteriefonds entrichten und
damit einengrossen Imageschadenaus-
lösen, hält sie für «übertrieben.» Doch
manmüsse diese Ängste ernst nehmen
und ein Auge darauf richten, dass es
nicht so weit komme. Müller: «Ich will
keinenAbbau bei der Kultur.»

Roland Lutz, SVP-Präsident, sprach
gestern generell von einem«guten Ent-
scheid».Dassdamitnuneinfachdie ers-
te Stufe ausgelöst worden sei, nachdem
inderKantonsratssessionvonSVP-Seite
die Zahlungen bereits generell in Frage
gestellt wurden, weist er aber zurück.
«Es gibt diese Stimmen. Aus meiner
Sicht stellt sich jedocheherdieFrageder
Höhe.NichtdieZahlungenan sich, son-
dern die Beitragshöhe könntewohl der-
einst zumDiskussionsthemawerden.»

SPundCVPbeharrenaufder
BeschwerdevorGericht

Mit 56 Prozent Ja und 44 Prozent Nein
sagtendie Schwyzer gesterneher knapp
Ja dazu, dass der interkantonale Kultur-
lastenausgleich nicht mehr aus der or-
dentlichen Kasse des Kantons, sondern
künftig ausdemLotteriefondsentrichtet
wird. «Ich hätte das Resultat weniger
deutlicherwartet», gibt sichRegierungs-
ratMichael Stähli überrascht.

EinBlickaufdieKarte (sieheneben-
an) zeigt, dass nur gerade in zwei Ge-

meinden, nämlich in Schwyzund in In-
nerthal, dieVorlagevonRegierungund
Kantonsratsmehrheit abgelehntwurde.
In 15 der insgesamt 30 Gemeinden lag
die Zustimmung über dem Durch-
schnitt. Auffallend ist, dass in der

SteueroaseAusserschwyz,dort,wopro-
zentual wohl die meisten Schwyzer
Opernhaus-Besucher leben, der Anteil
am höchsten ist, die für den Ausgleich
nichtmehr auf Steuergeld, sondern auf
den Lotteriefonds zurückgreifen wol-

len. Der Ja-Wert in den Höfen erreicht
mit62,4Prozentdengrössten Ja-Anteil
allerBezirke. In Schwyz (53,0Prozent),
Gersau (54,5) oder Küssnacht (56,9)
fällt die Zustimmung deutlich schwä-
cher aus.

Entsprechend enttäuscht zeigt sich
auch die SP-Spitze: «Die Höfe verab-
schieden sich immer stärker aus der So-
lidarität», sagt etwa der Schwyzer SP-
Fraktionschef Paul Furrer.

Immerhin, so SP-Präsident Andreas
Marty, sei das Resultat «relativ knapp»
ausgefallen. Marty wie CVP-Präsident
Bruno Beeler sehen jetzt das Verwal-
tungsgericht inderPflicht. «Wirbleiben
dabei.DieAbstimmungmusswiederholt
werden», sagt Beeler. Der Unterschied
von 5 bis 6 Prozent zwischen einer Ja-
oderNein-Mehrheit sei sehrgering.Bee-
ler:«DasAbstimmungsbüchleinwarvöl-
lig einseitig. Viele Leute kannten die
Gegenargumente gar nicht.» Jetztmuss
dasVerwaltungsgericht entscheiden.Die
erste Forderung, die Abstimmung auf
später zuverschieben,umKlarheit zube-
kommen, lehnte dieses bekanntlich ab.
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■ JA über 60%

■ JA 55–59,9%

■ JA 50–54,9%

■ JA unter 50%

Nur in der Gemeinde Schwyz und in Innerthal setzte sich die Position von Regierung und Kantonsratsmehrheit nicht durch. Hier
wurde die Kulturlastenvorlage abgelehnt. Grafik: Benno Schönbächler

«Die Solidarität funktioniert nur vonunten»
Wohnbauförderung Im hohenNein zurWohnbauförderung in den reicherenHöfnerGemeinden sieht

die SP die Solidarität gefährdet. DieHöfewürden sich immermehr daraus verabschieden.

Ums Sparen ging es auch in der zweiten
Abstimmungsvorlage, die gestern im
Kanton Schwyz den Stimmbürgern vor-
gelegtwurde.DieStimmberechtigtenho-
ben mit einem Ja-Stimmen-Anteil von
über 56 Prozent (26659 Ja zu 20654
Nein)dasGesetzüberdieWohnbau-und
Eigentumsförderung auf. Dieses hatte
Betagten, Invaliden, Pflegebedürftigen,
Pflegepersonal und Personen in Ausbil-
dungnicht rückzahlbarekantonaleMiet-
zinszuschüsse gewährt, wenn sie in vom
Bund subventioniertem Wohnraum le-
ben.

DieVorlagebezweckte imWesentli-
chen, den Kantonshaushalt um rund
130000 Franken zu entlasten. Gegner
hatten kritisiert, dass man den
Schwächsten der Gesellschaft noch vor
Ablaufder versprochenenDauer zugesi-
cherte Beiträgewieder entziehe.

Deutlichstes Jaaus
KüssnachtundHöfe

Die Enttäuschung über das Abstim-
mungsergebnis ist insbesonderebei den
Schwyzer Sozialdemokratengross: «Wir
hätten gedacht, dass esmit dem ständi-
genAbbauendlichaufhört», erklärteSP-
PräsidentAndreasMartygesternaufAn-
frage. Vor allem vom Abstimmungsver-
halten inden reichenBezirken sieht sich
auch SP-Fraktionschef Paul Furrer ent-

täuscht, der gleichzeitig die Sozialkom-
mission des Kantonsrates präsidiert.
«Die Solidarität spielt nur von unten
nachoben.DieHöfeundKüssnacht ver-
abschieden sich immer mehr daraus»,
hält er fest. Grund: Mit 63,1 und 62,9
Prozentwurdehierderhöchste Ja-Anteil

verzeichnetunddamitdieWohnbauför-
derung am deutlichsten beerdigt. In
Gersau wurde dieses Ansinnen im
Gegensatz abgelehnt.

Insgesamt sagten vier Gemeinden
Nein zumVorhaben vonRegierung und
Kantonsratsmehrheit, nämlich Mor-

schach, Riemenstalden, Gersau und In-
nerthal. FDP-PräsidentinMarleneMül-
ler betont in einer Stellungnahme, dass
mit dem Ja dieWohnbauförderung nun
«einfach früher» auslaufe als das eh
schon geplant gewesen sei.

Die Enttäuschung ist gross: Paul Furrer (links), SP-Fraktionschef, und Andreas Marty,
SP-Präsident, bedauern einen weiteren Abbau. Bild: Jürg Auf der Maur

«DieFörderung
läuft einfach
früheraus.»

MarleneMüller
FDP-Präsidentin

Der neue «Umweltminister» von Alpthal,
Patrick Gyr. Bild: pd

Patrick Gyr
neuer Gemeinderat

Alpthal Die Stimmbürger der Gemein-
de Alpthal haben Patrick Gyr, Jahrgang
1971, Riedbodenweg 1, mit 176 der 192
gültigen Wahlstimmen zum neuen Ge-
meinderat fürdenRestderAmtsperiode
(bis Ende Juni 2018) gewählt. Er ersetzt
Marco Steiner, der per Ende Mai nach
dreijähriger Tätigkeit im Gemeinderat
auf eigenenWunsch ausgeschieden ist.
Steiner stand dem Ressort Umwelt vor.
Dessen Geschäfte führte seither sein
Stellvertreter Adrian Fässler.

Patrick Gyr wird nach dem Ablegen
desAmtseidesdasUmweltressort über-
nehmen. Er wäre bereit, nächstes Jahr
erneut zu kandidieren – dann für eine
volle Amtsdauer von vier Jahren. (ste)

«Ichhabedas
Resultatweniger
deutlich
erwartet.»

Michael Stähli
Regierungsrat
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